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K l e i n e  A n f r a g e

Wir fragen die Landesregierung:

1.	�Welche ihrer Mitglieder, ihr fachlich unterstehende Einrichtungen sowie deren 
Mitarbeiter wurden seit dem 1. Januar 2016 und bis heute in jeweils welcher 
Form zu welchem Anlass für welche Verdienste von jeweils welchen inländi­
schen oder ausländischen Stiftungen, sogenannten zivilgesellschaftlichen Orga­
nisationen und anderen Nichtregierungsorganisationen sowie staatlichen oder 
nichtstaatlichen „Denkfabriken“ mit Auszeichnungen oder Preisen geehrt?

2.	�Welche weiteren (tabellarische Aufstellung erbeten) aus dem Staatshaushalts­
plan finanzierten Einrichtungen bzw. deren Mitarbeiter wurden in Stellvertre­
tung für diese Organisationen seit dem 1. Januar 2016 und bis heute in jeweils 
welcher Form zu welchem Anlass für welche Verdienste von jeweils welchen 
inländischen oder ausländischen Stiftungen, sogenannten zivilgesellschaft­
lichen Organisationen und anderen Nichtregierungsorganisationen sowie staat­
lichen oder nichtstaatlichen „Denkfabriken“ mit Auszeichnungen oder Preisen 
geehrt?

3.	�Bezugnehmend auf Frage 1 und 2 – in welchen Fällen wurden ehemalige Re­
gierungsmitglieder nach Ende ihrer Amtszeit bzw. aus Einrichtungen ausge­
schiedene Mitarbeiter (z. B. ehemalige Mitglieder des Landtags, öffentliche, 
ehemalige Inhaber politischer Ämter, ehemalige leitende Behördenmitarbeiter) 
in jeweils welcher Form in welchem zeitlichen Abstand nach dem Ende ihrer 
Amtszeit oder ihrer Beschäftigung zu welchem Anlass für welche Verdienste 
von jeweils welchen inländischen oder ausländischen Stiftungen, sogenannten 
zivilgesellschaftlichen Organisationen und anderen Nichtregierungsorganisa­
tionen sowie staatlichen oder nichtstaatlichen „Denkfabriken“ mit Auszeich­
nungen oder Preisen geehrt?

Kleine Anfrage
der Abg. Emil Sänze, Rüdiger Klos und Hans-Peter Hörner AfD

und

Antwort
des Ministeriums des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen

Ehrungen von Einrichtungen, die aus dem Staatshaushalts-
plan finanziert werden, und deren Mitarbeiter durch Stiftun-
gen, sogenannte zivilgesellschaftliche Organisationen (Vereine, 
Verbände) und andere Nichtregierungsorganisationen
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4.	�Bezugnehmend auf Frage 1, 2 und 3 – in welchen Fällen (tabellarische Auf­
stellung erbeten) waren die Ehrungen mit finanziellen Zuwendungen, Zuwen­
dungen an Sachen oder anderen geldwerten Vorteilen in jeweils welcher Höhe 
verbunden?

5.	�Welche inländischen oder ausländischen Stiftungen, sogenannte zivilgesell­
schaftliche Organisationen und andere Nichtregierungsorganisationen (tabel­
larische Aufstellung erbeten) sowie staatliche oder nichtstaatliche „Denkfabri­
ken“ erhielten seit dem 1. Januar 2016 und bis heute mit welcher Begründung 
auf welcher rechtlichen Grundlage in welcher Höhe Zuwendungen jeweils wel­
cher öffentlichen Einrichtungen oder im Beteiligungsbericht der Landesregie­
rung genannten Unternehmen oder Einrichtungen aus jeweils welchen Titeln 
des Staatshaushaltsplans?

6.	�Welche der unter Frage 1 bis 5 erfragten Stiftungen, sogenannte zivilgesell­
schaftliche Organisationen und andere Nichtregierungsorganisationen sowie 
staatliche oder nichtstaatliche „Denkfabriken“ verfügen über ein Verbandskla­
gerecht?

7.	�Welche Stiftungen, sogenannte zivilgesellschaftliche Organisationen und an­
dere Nichtregierungsorganisationen sowie staatliche oder nichtstaatliche 
„Denkfabriken“ – insbesondere solche, die unter Fragen 1 bis 5 erfragt werden 
– hatten oder haben im Zeitraum seit dem 1. Januar 2016 und bis heute gericht­
liche Auseinandersetzungen mit aus dem Staatshaushaltsplan finanzierten Ein­
richtungen?

8.	�Welche Stiftungen, sogenannte zivilgesellschaftliche Organisationen und an­
dere Nichtregierungsorganisationen sowie staatliche oder nichtstaatliche „Denk­
fabriken“ – insbesondere solche, die unter Fragen 6 erfragt werden – hatten 
oder haben im Zeitraum seit dem 1. Januar 2016 und bis heute gerichtliche 
Auseinandersetzungen mit aus dem Staatshaushaltsplan finanzierten Einrich­
tungen?

9.	�Bezugnehmend auf Frage 7 und 8 – um welche Angelegenheiten ging es dabei 
vor welchen Gerichten bei welchem Ausgang der strittigen Angelegenheit?

3.5.2022 

Sänze, Klos, Hörner AfD

B e g r ü n d u n g

Stiftungen, sogenannte zivilgesellschaftliche Organisationen und andere Nicht­
regierungsorganisationen gelten (besonders, wo sie transnational und übernational 
tätig sind) als eine herausgehobene Form der Zivilgesellschaft und werden auf 
EU-Ebene, auf Bundesebene und auf Landesebene von der Exekutive und der Le­
gislative regelmäßig konsultiert. Solche Organisationen sind in der Klimapolitik 
und in der Durchsetzung der 17 UN-Nachhaltigkeitsziele (Sustainable Develop­
ment Goals, SDGs) auffallend engagiert – Klimapolitik, Nachhaltigkeit, Gleich­
stellung, Gesundheit, Menschenrechte und dergleichen mehr sowie die Bedeutung 
der Covid-19-Pandemie hinsichtlich der 17 SDGs. So zeigt z. B. das „Expert/-in­
nenpapier des Rats für Entwicklungszusammenarbeit Baden-Württemberg (REZ) 
Ausblick und Empfehlungen zur 17. Wahlperiode“ einen Anspruch der Landes­
regierung auf internationales Wirken im Rahmen der 17 UN-Nachhaltigkeitsziele 
bzw. der Agenda 2030 auf, welcher ohne die Mitwirkung solcher Akteure kaum 
realisiert werden kann. Mit ähnlicher, ihrem Wesen nach Politik-makroplaneri­
scher Zielsetzung betätigen sich z. B. die Stiftung Mercator sowie die von ihr 
finanzierten „Denkfabriken“ (Think Tanks) Agora Energiewende und Agora Ver­
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kehrswende (sowie der durch den „Gemeinsamen Erlass zur Errichtung des WBGU 
vom 8.4.1992“ von der Bundesregierung gegründete WBGU). In der 138. Plenar­
sitzung vom 17. Dezember 2020 erläuterte der Abgeordnete Hans-Peter Stauch in 
der Aktuellen Debatte: „(…) Eilig hat man es auch, wenn man andere überrumpeln 
will, wie beispielsweise mit völlig überzogenen Grenzwerten – die beileibe nicht 
von der EU kommen, sondern die von den zur Stiftung Mercator gehörenden Denk­
fabriken Agora Energiewende und Agora Verkehrswende der EU vorgeschlagen 
und danach über die von der Stiftung Mercator und der ECF finanzierte Deutsche 
Umwelthilfe vor deutschen Gerichten durchgeklagt werden (…).“ Diese Aussage 
deutet eine Konstellation an, in welcher NGOs und Stiftungen Themen und Zielvor­
gaben in die Politik einsteuern und andere NGOs und Vereine angebliche Versäum­
nisse der Politik gerichtlich beklagen und eine Form der „Ausführungskontrolle“ 
ausüben – aber beide Gruppen ihren Finanzbedarf zumindest teilweise aus identi­
scher Quelle decken. Die 2004 gegründete The Climate Group, welche als Sekre­
tariat ihrerseits die Under2 Coalition betreut, an der sich Baden-Württemberg seit 
2015 beteiligt, erhielt Anschubfinanzierung vom The Rockefeller Brothers Fund 
und finanziert sich großteils aus „philanthropischen Schenkungen und Stiftungen“ 
(siehe englischspr. Wikipedia). Dazu sei auf die Drucksache 16/6156 verwiesen. 
Vor diesem Hintergrund ist von großem öffentlichem Interesse, wenn Einrichtun­
gen, die de facto politischen Einfluss suchen, aber keiner demokratischen Kontrolle 
unterliegen, Politiker (und öffentliche Einrichtungen) ehren wollen, und wofür sie 
sie ehren wollen. Die 2017 in Mannheim verteidigte Dissertation „Der Einfluss von 
Nichtregierungsorganisationen auf entwicklungspolitische Finanzentscheidungen 
von Bundesregierung und Parlament“ von L. O. untersucht den Einfluss von NGOs 
auf politische Entscheidungsprozesse. Auf Landesebene ist über diesen Einfluss 
oder Nicht-Einfluss wenig bekannt.

A n t w o r t * )

Mit Schreiben vom 27. Juni 2022 Nr. IM1-0152-16/1/12 beantwortet das Ministe­
rium des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen im Einvernehmen mit dem 
Staatsministerium, dem Ministerium für Finanzen, dem Ministerium für Kultus, 
Jugend und Sport, dem Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst, dem 
Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft, dem Ministerium für Wirt­
schaft, Arbeit und Tourismus, dem Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integ­
ration, dem Ministerium der Justiz und für Migration, dem Ministerium für Verkehr, 
dem Ministerium für Ernährung, Ländlichen Raum und Verbraucherschutz und dem 
Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen die Kleine Anfrage wie folgt:

1.	�Welche ihrer Mitglieder, ihr fachlich unterstehende Einrichtungen sowie deren 
Mitarbeiter wurden seit dem 1. Januar 2016 und bis heute in jeweils welcher 
Form zu welchem Anlass für welche Verdienste von jeweils welchen inländischen 
oder ausländischen Stiftungen, sogenannten zivilgesellschaftlichen Organisatio-
nen und anderen Nichtregierungsorganisationen sowie staatlichen oder nicht-
staatlichen „Denkfabriken“ mit Auszeichnungen oder Preisen geehrt?

2.	�Welche weiteren (tabellarische Aufstellung erbeten) aus dem Staatshaushaltsplan 
finanzierten Einrichtungen bzw. deren Mitarbeiter wurden in Stellvertretung für 
diese Organisationen seit dem 1. Januar 2016 und bis heute in jeweils welcher 
Form zu welchem Anlass für welche Verdienste von jeweils welchen inländischen 
oder ausländischen Stiftungen, sogenannten zivilgesellschaftlichen Organisatio-
nen und anderen Nichtregierungsorganisationen sowie staatlichen oder nicht-
staatlichen „Denkfabriken“ mit Auszeichnungen oder Preisen geehrt?

Zu 1. und 2.:

Die Fragen 1 und 2 werden aufgrund des Sachzusammenhangs und des Umfangs 
gemeinsam wie aus der Anlage 1 ersichtlich beantwortet.

*) Der Überschreitung der Drei-Wochen-Frist wurde zugestimmt.
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Für den Geschäftsbereich des Ministeriums für Wissenschaft, Forschung und 
Kunst wird auf Folgendes hingewiesen: Die außeruniversitären Forschungsein­
richtungen wurden nicht in die Auflistung mit einbezogen. Einige Einrichtungen 
konnten die angefragten Informationen nicht oder nicht vollständig liefern, da sie 
in den Verwaltungen vielfach systemseitig nicht oder nicht vollständig erfasst 
sind und somit nicht vorliegen. Es ist anzumerken, dass die Auszeichnungen, die 
an aktive und ehemalige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Einrichtungen ver­
geben wurden, sich auf deren eigene künstlerische oder wissenschaftliche Leis­
tungen beziehen. Eine ausdrückliche Stellvertretung ist nicht identifizierbar. For­
schungspreise werden für wissenschaftliche Spitzenleistungen verliehen. Sie sind 
ein wichtiges Element der nationalen und internationalen Wissenschaftsgemein­
schaft und wurden aufgrund ihrer Vielzahl nicht mit einbezogen.

Für den Geschäftsbereich des Staatsministeriums wird darauf hingewiesen, dass 
die zur Beantwortung der Fragen notwendige Analyse lediglich die Mitglieder der 
Hausspitze umfasst. In der Kürze der Zeit war es mit verhältnismäßigem Aufwand 
nicht möglich, eine vollumfängliche Datenerhebung durchzuführen, insbesondere 
auch vor dem Hintergrund, dass die abgefragten Daten im Staatsministerium nicht 
gesondert erfasst werden.

3.	�Bezugnehmend auf Frage 1 und 2 – in welchen Fällen wurden ehemalige Re-
gierungsmitglieder nach Ende ihrer Amtszeit bzw. aus Einrichtungen ausge-
schiedene Mitarbeiter (z. B. ehemalige Mitglieder des Landtags, öffentliche, 
ehemalige Inhaber politischer Ämter, ehemalige leitende Behördenmitarbeiter) 
in jeweils welcher Form in welchem zeitlichen Abstand nach dem Ende ihrer 
Amtszeit oder ihrer Beschäftigung zu welchem Anlass für welche Verdienste 
von jeweils welchen inländischen oder ausländischen Stiftungen, sogenannten 
zivilgesellschaftlichen Organisationen und anderen Nichtregierungsorganisa-
tionen sowie staatlichen oder nichtstaatlichen „Denkfabriken“ mit Auszeich-
nungen oder Preisen geehrt?

Zu 3.:

Die Fälle, in denen ehemalige Regierungsmitglieder oder Mitarbeiterinnen oder 
Mitarbeiter der Landesverwaltung nach Ende ihrer Amtszeit bzw. ihrem Aus­
scheiden geehrt wurden, ergeben sich aus der Anlage 2. Insbesondere hinsichtlich 
ehemaliger Mitglieder des Landtags liegen der Landesregierung im Übrigen keine 
Erkenntnisse vor.

Für den Geschäftsbereich des Staatsministeriums sowie des Ministeriums für 
Wissenschaft, Forschung und Kunst wird auf die Ausführungen in der Antwort zu 
Fragen 1 und 2 entsprechend verwiesen.

4.	�Bezugnehmend auf Frage 1, 2 und 3 – in welchen Fällen (tabellarische Auf-
stellung erbeten) waren die Ehrungen mit finanziellen Zuwendungen, Zuwen-
dungen an Sachen oder anderen geldwerten Vorteilen in jeweils welcher Höhe 
verbunden?

Zu 4.:

Zur Beantwortung der Frage 4 wird auf die entsprechenden Angaben in den An-
lagen 1 und 2 verwiesen.
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5.	�Welche inländischen oder ausländischen Stiftungen, sogenannte zivilgesellschaft-
liche Organisationen und andere Nichtregierungsorganisationen (tabellarische 
Aufstellung erbeten) sowie staatliche oder nichtstaatliche „Denkfabriken“ er-
hielten seit dem 1. Januar 2016 und bis heute mit welcher Begründung auf 
welcher rechtlichen Grundlage in welcher Höhe Zuwendungen jeweils welcher 
öffentlichen Einrichtungen oder im Beteiligungsbericht der Landesregierung 
genannten Unternehmen oder Einrichtungen aus jeweils welchen Titeln des 
Staatshaushaltsplans?

Zu 5.:

Eine teilweise Übersicht über Zuwendungen an die erfragten Organisationen er­
gibt sich aus Anlage 3.

Die rechtliche Grundlage dieser Zuwendungen bildet das jeweilige Staatshaus­
haltsgesetz beziehungsweise der diesem beigefügte Staatshaushaltsplan. Hinsicht­
lich der Begründung dieser Zuwendungen wird ergänzend auf die Erläuterungen 
zu den Titeln im jeweiligen Staatshaushaltsplan verwiesen.

Für den Geschäftsbereich des Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport wird dar­
auf hingewiesen, dass die für die Beantwortung der Frage notwendige Analyse der 
Landeshaushalte mit einem unverhältnismäßig hohen Aufwand verbunden wäre.

Für den Geschäftsbereich des Ministeriums für Wissenschaft, Forschung und 
Kunst wird darauf hingewiesen, dass eine Vielzahl an Einrichtungen der außer­
universitären Forschung sowie der Sparten Musik, Theater, Tanz, Bildende 
Kunst, Literatur, Soziokultur, Film und Medien gefördert wird. Neben Einrich­
tungen in staatlicher Trägerschaft zählen hierzu unter anderem der Landesverband 
Amateurtheater, drei Landesbühnen, knapp 45 Privat- und Figurentheater, Tanz­
ensembles, Kunstvereine, Freilichtmusseen, Literaturhäuser und Literaturgesell­
schaften, Filmfestivals und -veranstaltungen, Orchester, Musikensembles, Chöre 
oder Jugendmusikwettbewerbe. Die Förderung erfolgt als institutioneller Beitrag 
oder Projektkostenzuschuss. Eine Auflistung der einzelnen Zuwendungsempfän­
ger – die unterschiedlich als Verband, Verein, Stiftung etc. organisiert sind – 
würde aufgrund der Fülle den Rahmen der vorliegenden Anfrage sprengen. Es 
wird insoweit auf die veröffentlichten Staatshaushaltspläne verwiesen, in denen 
im Einzelplan 14 die einzelnen Zuwendungen aufgelistet sind.

Im Zuständigkeitsbereich des Ministeriums für Verkehr wäre eine Ermittlung, 
ob inländische oder ausländische Stiftungen, sogenannte zivilgesellschaftliche 
Organisationen und andere Nichtregierungsorganisationen sowie staatliche oder 
nichtstaatliche „Denkfabriken“ die Förderprogramme BW-e-Gutschein, E-Las­
tenräder oder Charge@BW im Rahmen der Landesinitiative Elektromobilität III 
beantragt und in Anspruch genommen haben, mit einem unverhältnismäßigen 
Aufwand verknüpft. Eine Einzelauflistung unterschiedlich organisierter Zuwen­
dungsempfänger würde aufgrund der Fülle der Anträge die Grenzen der Anfrage 
überschreiten.

6.	�Welche der unter Frage 1 bis 5 erfragten Stiftungen, sogenannte zivilgesell-
schaftliche Organisationen und andere Nichtregierungsorganisationen sowie 
staatliche oder nichtstaatliche „Denkfabriken“ verfügen über ein Verbandskla-
gerecht?

Zu 6.:

Keine der in Beantwortung der Fragen 1 bis 5 genannten Organisationen verfügt 
über ein Verbandsklagerecht.
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7.	�Welche Stiftungen, sogenannte zivilgesellschaftliche Organisationen und an
dere Nichtregierungsorganisationen sowie staatliche oder nichtstaatliche 
„Denkfabriken“ – insbesondere solche, die unter Fragen 1 bis 5 erfragt wer-
den – hatten oder haben im Zeitraum seit dem 1. Januar 2016 und bis heute ge-
richtliche Auseinandersetzungen mit aus dem Staatshaushaltsplan finanzierten 
Einrichtungen?

8.	�Welche Stiftungen, sogenannte zivilgesellschaftliche Organisationen und an
dere Nichtregierungsorganisationen sowie staatliche oder nichtstaatliche 
„Denkfabriken“ – insbesondere solche, die unter Fragen 6 erfragt werden – 
hatten oder haben im Zeitraum seit dem 1. Januar 2016 und bis heute gericht-
liche Auseinandersetzungen mit aus dem Staatshaushaltsplan finanzierten Ein-
richtungen?

9.	�Bezugnehmend auf Frage 7 und 8 – um welche Angelegenheiten ging es dabei 
vor welchen Gerichten bei welchem Ausgang der strittigen Angelegenheit?

Zu 7. bis 9.:

Die Fragen 7 bis 9 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beant­
wortet. 

Die Deutsche Umwelthilfe e. V. (DUH) hatte folgende gerichtliche Auseinander­
setzungen mit dem Land: 

–	� Klage auf Fortschreibung/Änderung des Luftreinhalteplans wegen Überschrei­
tung der Luftqualitätsgrenzwerte in Backnang, verhandelt vor dem Verwal­
tungsgericht Stuttgart und dem Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg; 
die Klage wurde für erledigt erklärt;

–	� Klage auf Fortschreibung/Änderung des Luftreinhalteplans wegen Überschrei­
tung der Luftqualitätsgrenzwerte in Esslingen, verhandelt vor dem Verwal­
tungsgerichtshof Baden-Württemberg; die Klage wurde für erledigt erklärt;

–	� Klage auf Fortschreibung/Änderung des Luftreinhalteplans wegen Überschrei­
tung der Luftqualitätsgrenzwerte in Freiburg, verhandelt vor dem Verwaltungs­
gerichtshof Baden-Württemberg; die Klage wurde für erledigt erklärt;

–	� Klage auf Fortschreibung/Änderung des Luftreinhalteplans wegen Überschrei­
tung der Luftqualitätsgrenzwerte in Heilbronn, verhandelt vor dem Verwal­
tungsgericht Stuttgart und dem Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg; 
die Klage wurde für erledigt erklärt;

–	� Klage auf Fortschreibung/Änderung des Luftreinhalteplans wegen Überschrei­
tung der Luftqualitätsgrenzwerte in Ludwigsburg, verhandelt vor dem Verwal­
tungsgerichtshof Baden-Württemberg und dem Bundesverwaltungsgericht; das 
Land wurde zur Fortschreibung des Luftreinhalteplans für die Stadt Ludwigs­
burg verpflichtet. Mit der 3. Fortschreibung des Luftreinhalteplans für die Stadt 
Ludwigsburg und der absehbaren Einhaltung der Luftqualitätsgrenzwerte 2022 
ist das Land seinen Verpflichtungen nachgekommen;

–	� Klage auf Fortschreibung/Änderung des Luftreinhalteplans wegen Überschrei­
tung der Luftqualitätsgrenzwerte in Marbach; verhandelt vor dem Verwal­
tungsgerichtshof Baden-Württemberg; die Klage wurde für erledigt erklärt;

–	� Klage auf Fortschreibung/Änderung des Luftreinhalteplans wegen Überschrei­
tung der Luftqualitätsgrenzwerte in Reutlingen, verhandelt vor dem Verwal­
tungsgericht Sigmaringen, dem Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg 
und dem Bundesverwaltungsgericht; das Land wurde zur Fortschreibung des 
Luftreinhalteplans für die Stadt Reutlingen verpflichtet. Mit der 5. Fortschrei­
bung des Luftreinhalteplans für die Stadt Reutlingen im November 2020 sowie 
der Einhaltung der Luftqualitätsgrenzwerte im Jahr 2020 ist das Land seinen 
Verpflichtungen nachgekommen;



7

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2494

–	� Klage auf Fortschreibung/Änderung des Luftreinhalteplans wegen Überschrei­
tung der Luftqualitätsgrenzwerte in Stuttgart, verhandelt vor dem Verwaltungs­
gericht Stuttgart, dem Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg, und dem 
Bundesverwaltungsgericht; das Land wurde zur Fortschreibung des Luftrein­
halteplans für die Stadt Stuttgart verpflichtet. Mit der 5. Fortschreibung des 
Luftreinhalteplans für die Stadt Stuttgart im März 2020 und der Einhaltung 
der Luftqualitätsgrenzwerte im Jahr 2021 ist das Land seinen Verpflichtungen 
nachgekommen. Im November 2021 hat die DUH zuletzt einen Antrag auf 
Zwangsvollstreckung zurückgezogen.

	� Darüber hinaus ist nicht bekannt, ob beziehungsweise dass eine der – insbeson­
dere der in Beantwortung der Fragen 1 bis 6 genannten – Organisationen im 
relevanten Zeitraum eine gerichtliche Auseinandersetzung mit Einrichtungen 
des Landes hatte oder hat.

Strobl
Minister des Inneren, 
für Digitalisierung und Kommunen
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